
Wir bitten höflichst darum, eine Mund-Nasen-Maske zu tragen. Bei uns gilt die 3G-Regel. 

Stadt Bad Sülze 
über Amt Recknitz-Trebeltal 
Am Markt 1 
18334 Bad Sülze 

per Telefax: 038229 / 71100 + 038320 / 617 200 
per E-Mail: amt@recknitz-trebeltal.de 

                         07.03.2022 
                      D38/d50-22 
                                         
                         

                        

Betr.: Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 17 „Wohngebiet 
Am Haselbuch“ der Stadt Bad Sülze und 
2. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Bad 
Sülze für den Bereich „Wohngebiet Am Haselbusch“ – 
frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB 

Hier: Anregungen zu den vom 31.01.2022 bis zum 07.03.2022 
öffentlichen ausgelegten Bebauungs- und Flächennut-
zungsplanentwürfen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich zeige an, dass ich die                                           
                                                             
                                         jeweils vertreten durch 

                                                 anwaltlich vertrete. 

Auf mich lautende Vollmachten sind beigefügt. Namens meiner Man-

danten trage ich vor: 

I. 

Meine Mandanten wenden sich gegen den Bebauungsplanentwurf 

Nr. 17 „Wohngebiet am Haselbuch“ der Stadt Bad Sülze sowie den 

Entwurf zur 2. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Bad 

Sülze für den Bereich „Wohngebiet Am Haselbusch“, die beide in der 
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Zeit vom 31.01.2022 bis zum 07.03.2022 (frühzeitig) öffentlich ausgelegt werden. 

Die                    betreibt auf der weitgehend im Eigentum der                    
                              stehenden Hofstelle,                             (diverse 

Flurstücke der Flur 7 der Gemarkung Bad Sülze) sowie umliegenden Flächen einen nach 

§ 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB privilegierten landwirtschaftlichen Betrieb in Form eines ökologisch 

ausgerichteten Grünlandbetriebes mit Mutterkuhhaltung (aktuell mit ca. 300 Mutterkühen und 

200 Färsen). 

Die Hofstelle selbst liegt Luftlinie in ca. 700 m Entfernung nordöstlich zum Plangebiet, Weide 

und andere landwirtschaftliche Nutzflächen tlw. in unmittelbarer Nähe. 

Das Plangebiet umfasst bisher dem Außenbereich nach § 35 BauGB zugerechnete, und im 

Flächennutzungsplan derzeit als Fläche für die Landwirtschaft dargestellte Flächen, die i.R. 

der ausliegenden 2. Änderung des Flächennutzungsplanes in Wohnbaufläche geändert und 

nach dem ebenfalls ausliegenden Bebauungsplanentwurf als allgemeines Wohngebiet (WA) 

nach § 4 Abs. 2 BauNVO festgesetzt werden sollen. Nach der Planbegründung sollen damit 

die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Schaffung von bis zu 37 Wohnbauflächen 

(= Bauplätze / -grundstücke) geschaffen werden. 

II. 

Die ausliegenden Entwürfe werden von meinen Mandanten aus folgenden Gründen bean-

standet: 

1. Es bestehen grundsätzliche Bedenken gegen die beabsichtigte Überbauung der bisher 

landwirtschaftlich genutzten Flächen. Es wird nicht verkannt, dass grds. ein Bedürfnis 

an weiteren Wohnbauflächen bestehen mag. Die ausliegenden Entwürfe entsprechen 

dennoch nicht dem Gebot des § 1a Abs. 2 S. 1 BauGB, mit Grund und Boden sparsam 

und schonend umzugehen („Bodenschutzklausel“). Sie verstoßen weiter gegen die 

Vorgabe in § 1a Abs. 2 S. 2 BauGB, wonach landwirtschaftlich genutzte Flächen nur in 

notwendigem Umfang für andere Nutzungsarten vorgesehen und in Anspruch genom-

men werden sollen („Umwidmungssperre“). Diese Regelungen enthalten Abwä-

gungsdirektiven (vgl. die Nachweise bei BVerwG, ZfBR 2008, 689; OVG Schleswig, BeckRS 

2016, 50150). Dies bedeutet insbesondere auch, dass die Gemeinde bei der Umwand-

lung landwirtschaftlich genutzter Flächen die Notwendigkeit der Umwandlung begrün-

den und insbesondere Ermittlungen zu dem Entwicklungspotenzial durchführen soll 

(§ 1a Abs. 2 S. 4 BauGB; vgl. Stüer in Hoppenberg/de Witt, Handbuch des öffentlichen Bau-

rechts, Teil B Rz. 827, Stand Februar 2018). Der Bedeutung dieser Direktiven werden die 

vorliegenden Planung nicht gerecht. 

Es wird nicht verkannt, dass v.g. Direktiven der Gemeinde im Rahmen der Abwägung 

keine strikten, unüberwindbaren Grenzen setzen. Sie können im Einzelfall im Rahmen 

der Abwägung überwunden bzw. zurückgestellt werden, zumindest dann, wenn ande-

re, gleichfalls bedeutsame öffentliche bzw. private Belange, für eine entsprechende 

Festsetzung sprechen. 
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In der Begründung wird die Planung mit der Erwägung gerechtfertigt, dass eine ständi-

ge Nachfrage zu Baulandreserven bestehe, wobei Innenentwicklungspotentiale voll-

ständig ausgeschöpft seien. Für ein Erreichen einer positiven Bevölkerungsentwicklung 

sei das Vorhabensein von Wohnbauflächen für den Wohnungsneubau erforderlich, an-

derenfalls Bevölkerungsverluste eintreten würden, was wiederum negative Auswirkun-

gen auf die Auslastung der sozialen Infrastruktur hätte. 

 

Allein mit dem v.g. Hinweis auf vollständig ausgeschöpfte Innenentwicklungspotentiale 

ist indes § 1a Abs. 2 S. 4 BauGB nicht Genüge getan – der fordert einen deutlich höhe-

ren Ermittlungs- und Begründungsaufwand von der planenden Gemeinde. Vielmehr ist 

bei neuen Gebietsausweisungen, die keine innerörtlichen Brachflächen beanspruchen 

sollen, im Rahmen der Ermittlung der abwägungsrelevanten Belange die Erstellung 

eines „Baulücken-Katasters“ zu fordern, um der Bodenschutzklausel und der ihr zu-

kommenden Bedeutung abwägungsfehlerfrei gerecht zu werden. Um diesen Anforde-

rungen wirksam genügen zu können, ist es notwendig, ein Flächenmanagement auf-

zubauen, das sowohl ein Flächenkataster als auch valide Entwicklungsprognosen um-

fasst. Ohne Darlegungen zum Umfang von noch nicht genutzten Nachverdichtungs-

möglichkeiten innerhalb bebauter Siedlungsflächen, lässt sich der in Abs. 2 genannte 

Belangen des Umweltschutzes weder sachgerecht ermitteln noch bewerten im Sinne 

der allgemeinen Verfahrensanforderung des § 2 Abs. 3 BauGB. 

 

-vgl. Jeromin in Kröninger/Aschke/Jeromin, BauGB, 4. Aufl. 
2018, § 1a Rz. 2. 

 

Hieran fehlt es bislang. 

 

2. Durch die Ausweisung des Plangebietes als Wohnbaufläche würde eine (weitere) 

Wohnbebauung tlw. bis auf <700 m an die Hofstelle meiner Mandanten heranrücken. 

Wird in dieser Entfernung von der Hofstelle meiner Mandanten Wohnnutzung realisiert, 

so wird diese erheblichen (Geruchs-)Belästigungen ausgesetzt sein. Es ist dann zu er-

warten, dass der Betrieb meiner Mandanten tlw. gravierende Einschränkungen zum 

Schutz der heranrückenden Wohnnutzung hinnehmen muss. Die beabsichtigte Wohn-

nutzung erweist sich als meinen Mandanten gegenüber bauplanungsrechtlich rück-

sichtslos. 

 

3. Diese beabsichtigte Planung verstößt insoweit gegen den „Trennungsgrundsatz“ des 

§ 50 BImSchG, wonach störende und störanfällige Nutzungen möglichst voneinander 

zu trennen sind, d.h. schutzwürdige Wohngebiete anderen (emittierenden) Nutzungsar-

ten so zugeordnet werden sollen, dass eine ausreichende Trennung gewährleistet ist. 

Tatsächlich wird hier eine Konfliktlage zwischen Wohnnutzung einerseits und landwirt-

schaftlicher Nutzung andererseits herbeigeplant. Zur Konkretisierung der Anforderun-

gen, die sich vorliegend aus § 50 BImSchG ergeben, kann auf die VDI 3894, insb. Blatt 

2, zurückgegriffen werden (deren Vorgängerregelungen in der Rechtsprechung als 

„Orientierungshilfe“ anerkannt wurden (BVerwG, NVwZ 1993, 1184 (1186); BVerwG, NVwZ 

2002, 1114; BVerwG, ZfBR 2005, 806; Schwarz, UPR 2012, 121 ff.)). Ebenso kann die TA 

Luft, in deren Anhang 7 die Geruchsimmissionsrichtlinie (GIRL) inzwischen integriert 

wurde, bei der Entscheidung berücksichtigt werden.  
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Aufgrund des Abstandes zwischen der geplanten Wohnbebauung und den umliegen-

den gewerblichen / landwirtschaftlichen (Tierhaltungs-)Betrieben einschließlich dem 

meiner Mandanten steht zu erwarten, dass die maßgeblichen Immissionsrichtwerte der 

Ziff. 3.1 des Anhang 7 zur TA Luft für Wohngebiete (0,10 bzw. 10%) überschritten wer-

den.  

 

4. Die Planung entspricht nicht den Anforderungen des Abwägungsgebotes des § 1 Abs. 

7 BauGB. Das Gebot der Abwägung gibt dem Privaten ein subjektives Recht darauf, 

dass seine Belange in der Abwägung ihrem Gewicht entsprechend abgearbeitet wer-

den (BVerwG, Urteil vom 24. September 1998 - 4 CN 2.98, BVerwGE 107, 215). Meine Man-

danten sind Eigentümer der Hofstelle und umliegenden Flächen, damit von Grundstü-

cken in der Nähe des Plangebiets. Zu ihren privaten Belangen gehört grundsätzlich 

das Interesse, in der Nutzung ihrer Grundstücke nicht durch heranrückende Wohnnut-

zung gestört zu werden. Zu den privaten Belangen meiner Mandanten als Inhaber ei-

nes landwirtschaftlichen Betriebes auf diesen Grundstücken gehört grundsätzlich das 

Interesse, ihren Betrieb nicht durch Pflichten zur Rücksichtnahme eingeschränkt zu 

sehen, die sie den zulässigen Nutzungen in einem heranrückenden Wohngebiet schul-

den. In der Abwägung ist allerdings als privater Belang nicht nur das Interesse eines 

Grundstückseigentümers oder eines Betriebsinhabers daran zu berücksichtigen, den 

vorhandenen Betrieb mit den errichteten Anlagen weiter auszunutzen. Als privater Be-

lang ist in die Abwägung vielmehr auch das Bedürfnis nach einer künftigen Auswei-

tung des Betriebs einzustellen (BVerwG, Urteil vom 5. November 1999 - 4 CN 3.99, BauR 

2000, 689). Der eingerichtete und ausgeübte Betrieb meiner Mandanten (hierzu zählt 

nämlich auch die Urproduktion wie Landwirtschaft) sind also – einschließlich seiner 

Expansionsabsichten – durch Art. 14 Abs. 1 GG ebenso geschützt und daher in der 

Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB besonders zu berücksichtigen (vgl. Bat-

tis/Krautzberger/Löhr/Battis, BauGB, 14. Aufl. 2019, § 1 Rz. 109 m.w.N.; vgl. OVG NRW, Urteil 

vom 22.05.2000 – 10A D 139/98.NE, BauR 2001, 84).  

 

Bauleitpläne haben daher nicht nur nach § 1 Abs. 6 Satz 2 Nr. 2 BauGB die Wohnbe-

dürfnisse der Bevölkerung zu berücksichtigen, sondern nach § 1 Abs. 6 Satz 2 Nr. 8 lit. 

a) und b) BauGB auch die Belange der Wirtschaft und der Landwirtschaft zu beachten. 

Zu ihnen zählen die Erweiterung der Kapazität oder die Modernisierung der Anlage, die 

im Rahmen einer normalen Betriebsentwicklung liegen und oft zur Erhaltung der Kon-

kurrenzfähigkeit notwendig sind (BVerwG, Urteil vom 16. April 1971 - IV C 66.67, BRS 24 Nr. 

166). Die gebotene Abwägung hat sich nicht nur auf die Wahrung des baulichen Be-

standes auszurichten, der in einem bestimmten Gebiet vorhanden ist. Gewerblichen 

wie landwirtschaftlichen Betrieben ist gegenüber anderen heranrückenden immissions-

empfindlichen Nutzungen auch die Möglichkeit einer Erweiterung oder Umstellung 

offen zu halten, die mit erhöhten Emissionen verbunden sind (BVerwG, Urteil vom 

14. Januar 1993 - 4 C 19.90, BRS 55 Nr. 175). In die Abwägung sind also auch die Interes-

sen meiner Mandanten als Landwirte einzubeziehen, die unweit des geplanten Wohn-

gebietes u.a. einen Tierhaltungsbetrieb betreiben. Abwägend sind daher mögliche 

Ausweitungen der Tierplätze über das bisher betriebene und genehmigte Maß 

hinaus zu berücksichtigen (zumal das die nach wie vor vorhandene Infrastruktur oh-

ne Weiteres zulässt) und damit verbunden befürchtete Einschränkungen des Betriebs 

wegen heranrückender geruchsempfindlicher Wohnnutzungen. Angesichts der beson-
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deren Strukturprobleme der Landwirtschaft muss eine solche Ausweitung weder „maß-

voll“ noch geboten oder veranlasst erscheinen, die Konkurrenzfähigkeit des Betriebes 

zu erhalten. Ein Zusammenhang im letzteren Sinne mag zwar oft bestehen, er ist aber 

nicht zu fordern. Ebenso wenig muss sich das geltend gemachte Erweiterungsinteres-

se auf eine nahe Zukunft beziehen oder die Erweiterung konkret ins Auge gefasst sein. 

Sie muss nur betriebswirtschaftlich sinnvoll und auch sonst realistisch sein. Nur so ist 

eine Betriebsentwicklung als „normal“ und deshalb abwägungserheblich einzugrenzen 

(OVG NRW, Beschluss vom 30. Juli 1992 - 11a B 885/92.NE, NWVBl 1993, 29).  

 

In diesem Zusammenhang spielt insb. neue Ansätze in der Tierhaltung wie u.a. die in 

Aufstellung befindliche Nutztierhaltungsstrategie des Bundes eine Rolle, die Belangen 

des Tierwohls auch unter Beachtung von Außenklimareizen Ausdruck verleihen soll. 

Dem zukünftig auch seitens meiner Mandanten Rechnung zu tragen, würde eine je-

denfalls tlw. Abkehr von der bisherigen Haltung in geschlossenen Ställen bedeuten, 

was allerdings eine völlig neue Emissionssituation mit sich brächte.  

 

Gleiches gilt für die von meinen Mandanten beabsichtigte und in der Planung befindli-

che Erweiterung des lw. Betriebes um die Errichtung einer im räumlich-funktionalen 

Zusammenhang mit den vorhandenen Anlagen auf der Hofstelle (südlich der vorhan-

denen Baulichkeiten im Bereich der dort jetzt vorhandenen Güllegruben) stehenden 

Biogasanlage, in der u.a. die dort anfallende Biomasse energetisch genutzt werden 

soll (und die damit nach § 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB außenbereichsprivilegiert wäre).  

 

Derart neue Strategien könnten aber mit der Verwirklichung eines weiteren Wohnge-

bietes im Wirkbereich der Anlagen nicht verfolgt / umgesetzt werden, ohne hier eine 

Konfliktlage hierzu heraufzubeschwören.  

 

So verbietet, mindestens aber erschwert das in der Nähe hierzu neu geplante Wohn-

gebiet eine grundsätzlich auf der vorhandenen Hofstelle grds. mögliche Betriebsaus-

dehnung / -umstellung meiner Mandanten. Andere Flächen stehen für eine Be-

triebsausdehnung / -umstellung tatsächlich wie rechtlich nicht zur Verfügung bzw. lie-

gen im 600-m-Beurteilungsradius um das Plangebiet.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Mario Kasten 

Rechtsanwalt 
Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht 








